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Bredstedt, im Dezember 2022 

 
 
Liebe Leserin, lieber Leser, 
 
die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Mittleres Nordfriesland informiert Sie mit diesem 
Brief über einige wesentlichen Änderungen und Neuregelungen im Sozialrecht, die zum 
Jahresbeginn und im Laufe des Jahres 2023 wirksam werden 

Bürgergeld 

Zum 1. Januar 2023 wird das Bürgergeld das Arbeitslosengeld II ablösen. Die staatliche Hilfe 
wird bürgernäher, unbürokratischer und zielgerichteter sein. Menschen in der Grundsicherung 
werden besser qualifiziert und damit in dauerhafte Jobs vermittelt. Die Berechnung der 
Regelbedarfe wird auf eine neue Grundlage gestellt. 

Änderung der Regelbedarfe 

Die Bedarfe werden künftig nicht mehr rückwirkend, sondern vorausschauend an die 
Teuerungsraten angepasst. Dazu werden zusätzlich die aktuellsten verfügbaren Daten über 
die regelbedarfsrelevante Preisentwicklung berücksichtigt. 

Die Regelbedarfe für das kommende Jahr wurden bereits entsprechend berechnet. Ab 1. 
Januar 2023 wird etwa ein alleinstehender Erwachsener 502 Euro erhalten – 53 Euro mehr 
als bisher. 

Einige zentrale Neuerungen 

Im ersten Jahr des Bürgergeldbezugs gilt eine sogenannte Karenzzeit: Die Kosten für 
Unterkunft werden in tatsächlicher Höhe, die Heizkosten in angemessener Höhe anerkannt 
und übernommen.  

Wer künftig auf Bürgergeld angewiesen ist, darf in der Karenzzeit das Ersparte behalten. So 
darf Vermögen erst ab 40.000 Euro angetastet werden, für jede weitere Person in der 
Bedarfsgemeinschaft ab 15.000 Euro.  

Wer zwischen 520 und 1.000 Euro verdient, kann künftig mehr von seinem Einkommen 
behalten. Die Freibeträge in diesem Bereich werden auf 30 Prozent angehoben. Zudem 
erhöhen sich die Freibeträge für Einkommen von Schülerinnen und Schülern sowie 
Studierenden auf 520 Euro. Auch für Auszubildende gelten höhere Freibeträge für die 
Ausbildungsvergütung. 

Sanktionen erfolgen künftig nach einem dreistufigen System: Bei der ersten Pflichtverletzung 
mindert sich das Bürgergeld für einen Monat um zehn Prozent, bei der zweiten für zwei Monate 
um 20 Prozent und bei der dritten für drei Monate um 30 Prozent. Eine Leistungsminderung 
darf nicht erfolgen, sollte sie im konkreten Einzelfall zu einer außergewöhnlichen Härte führen. 

Höheres Kindergeld und weitere Verbesserungen für Kinder  

Ab 2023 erhalten Eltern für jedes Kind 250 Euro pro Monat. Familien mit niedrigem Einkommen 
werden zusätzlich durch einen Sofortzuschlag und die Erhöhung des Kinderzuschlags 
entlastet. 
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Sofortzuschlag 

Seit Juli erhalten Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die in Familien mit wenig oder 
keinem Einkommen groß werden, einen monatlichen Sofortzuschlag von 20 Euro. Jährlich 
bedeutet das für eine anspruchsberechtigte Familie mit zwei Kindern ein Plus von 480 Euro. 
Die Auszahlung des Sofortzuschlags für Kinder erfolgt unbürokratisch durch die Stellen, die 
auch die jeweilige Grundleistung auszahlen. Familien, die bereits den Kinderzuschlag oder 
eine andere der Leistungen erhalten, müssen dafür keinen gesonderten Antrag stellen. 

Wohngeld Plus  

Ab 2023 bekommen zwei Millionen Haushalte mit kleinen Einkommen Anspruch auf Wohngeld 
Im Schnitt wird das Wohngeld verdoppelt. Mit einer dauerhaften Heizkostenkomponente sorgt 
die Bundesregierung zudem dafür, dass die Menschen die steigenden Heizkosten bezahlen 
können. 

Wer hat Anspruch auf das „Wohngeld Plus“? 

Hierzu zählen Haushalte mit einem geringen Einkommen – dazu zählen vor allem Familien 
und Alleinerziehende sowie Seniorinnen und Senioren. Wohngeld wird als Zuschuss an 
Haushalte gezahlt, deren Einkommen knapp oberhalb der Grundsicherungsgrenze liegt. 

Sowohl Mieterinnen und Mieter als auch Eigentümerinnen und Eigentümer mit geringeren 
Einkommen können Wohngeld erhalten. 

Die Höhe des Wohngeldes berechnet sich nach der Anzahl der zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder, der zu berücksichtigenden Miete des Wohnraums oder der Belastung bei 
selbstgenutztem Wohneigentum sowie dem Gesamteinkommen der zu berücksichtigenden 
Haushaltsmitglieder. Die genaue Wohngeldhöhe wird vom örtlichen Wohngeldamt geprüft und 
festgelegt. 

Ganztagsfördergesetz 

Kinder, die ab dem Sommer 2026 eingeschult werden, sollen in den ersten vier Schuljahren 
einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung bekommen.  

Midijob-Grenze steigt  

Zum 1. Januar 2023 wird die Grenze für Midijobs auf 2.000 Euro angehoben. Bis zu diesem 
Einkommen zahlen Beschäftigte dann geringere Beiträge in die Sozialversicherungen. Das 
bedeutet: Geringverdienern bleibt mehr Netto vom Brutto. 

Was sind Midijobs? 

Midijobs sind Beschäftigungsverhältnisse, bei denen sich die monatlichen Bruttolöhne 
zwischen 520,10 Euro und 1.600 Euro bewegen. Midijobs sind sozialversicherungspflichtig. 
Das heißt: Beschäftigte und Arbeitgeber zahlen Beiträge zur Kranken- und Pflegversicherung 
und zur Arbeitslosen- und Rentenversicherung. 

Ihre Gleichstellungsbeauftragte 

Christine Friedrichsen 
Quelle: Die Bundesregierung 


